
Damen und Herren der Opposition nahe bringen: Die vorherge­
hende Regierung hatte ja für das I. Halbjahr dieses Jahres über­
haupt keinen Haushalt für die Republik erstellt.

Meine Damen und Herren, Anliegen dieses Haushaltes ist es, 
zu einem ordnungsgemäßen haushaltspolitischen Arbeiten zu 
kommen. Der vorliegende Entwurf ist dafür eine Grundlage. Ich 
bitte das Hohe Haus um die Zustimmung.

(Beifall vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Eine Frage.

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Es liegt mir ein Material von Staatssekretär Dr. Krause vor, da 
stehen für das II. Halbjahr 1990: 5,2 Mrd. DM einschließlich 
Marktordnung mit allem Drum und Dran für den genannten Mi­
nisteriumsbereich.

Sie haben jetzt gesagt, es sind 2 Mrd. zusätzlich für Gewährlei­
stung und dergleichen hinzugekommen. Hier in diesem Plan le­
se ich aber insgesamt nur 4,7 Mrd. Ich komme aus diesem Grun­
de mit der Arithmetik nicht klar und hätte gern für meine Frak- 

on Auskunft, wie die Zusammenhänge sind. Also ursprünglich 
o,2. 2 sind hinzugekommen, 740 sind aus diesem Material hier 
herausgenommen. Das geht rechnerisch nicht auf.

Krziskewitz (CDU/DA):

Sie werden die 2 Mrd., ich glaube, in Paragraph 3 des Gesamt­
gesetzes als zusätzliche Gewährleistung finden. Die sind also in 
dem Haushaltsplan nicht als Bestand drin, nicht in der Gesamt­
rechnung, sondern sind zusätzlich durch entsprechende Verein­
barungen möglich gewesen. Sie finden das aber, bitte, wenn Sie 
es sehen wollen, in dem Gesetzestext angezeigt. Es sind insge­
samt 8 Mio mehr Gewährleistungen möglich, und sie haben das 
differenziert, für Wohnungsbau und auch für die Landwirt­
schaft.

(Zuruf von Dr. Meyer-Bodemann: Gestatten Sie noch eine 
ganz kurze Frage?)

Ja, bitte schön.

(Zuruf von Dr. Meyer-Bodemann, DBD/DFD: Habe ich das 
•’ichtig verstanden? Diese 2 Mrd. sind also nicht Bestandteil die- 

_>er 4,7 Mrd., die hier dem Ministeriumsbereich zur Verfügung 
stehen?)

Nein, zusätzlich. Ich glaube, Sie würden damit leben kön­
nen.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Als nächster spricht für die Fraktion der SPD der 
Abgeordnete Manhenke.

Dr. Manhenke für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte die ge­
meinsam im Haushaltsausschuß beratenen Probleme und von 
den Vorrednern dargestellten Lösungen nicht nochmals benen­
nen. Die nüchternen Zahlen unseres Haushaltes belegen jedoch, 
wie nötig es ist, heute schon an klare Termine für die Einheit und 
die gemeinsame Wahl zu denken; denn unser Haushalt ist ein 
Übergangshaushalt. Es ist ein Übergangshaushalt zu einem ein­
heitlichen Bundeshaushalt und zu eigenständigen Haushalten 
der Länder und Kommunen.

Was liegt unter der Zielstellung einer Wirtschafts- und Sozial­
union näher, als den vorliegenden Entwurf mit dem Etat der 
Bundesregierung und der Länder zu vergleichen, natürlich 
nicht absolut, sondern pro Kopf der Bevölkerung? Ich vergleiche 
also das Land Nordrhein-Westfalen mit der DDR. Beide haben 
etwa die gleiche Bevölkerungsanzahl. Es zeigt sich, wie erwar­
tet, daß die Einnahmen der Haushalte der Bundesrepublik vor­
nehmlich über Steuern ein Mehrfaches zu unseren betragen. Sie 
sind etwa dreimal so hoch. Dies entspricht der Wirtschaftskraft 
und der Steuergesetzgebung in der Bundesrepublik.

In unsrem Teil Deutschlands wir die gesamte Steuergesetzge­
bung erst ab 1991 wirksam.

Die Ausgaben liegen in Nordrhein-Westfalen rund 20% über 
unseren, also mit den Bundesanteilen dazugerechnet. Wir wer­
den sparen, und es ist sehr wichtig, daß wir das in erster Linie im 
Verteidigungshaushalt tun. Unsere Ausgaben werden im Vertei­
digungshaushalt pro Kopf bei weniger als der Hälfte gegenüber 
der Bundesrepublik liegen.

Der Haushaltsausschuß hat, wie bereits erwähnt, dieses Res­
sort drastisch gekürzt. Das dürfte aus dem Teil der Beschaffung 
und Nachrüstung und durch Mehreinnahmen durch Technik­
verkäufe zu gewährleisten sein. Es ist aber auch zu erwähnen, 
daß das alte Regime uns eine Armee hinterlassen hat, in der 
31000 Offiziere 28 000 Soldaten gegenüberstehen. Hier sind Ver­
ringerungen wohl dringend notwendig, eventuell auch bei den 
Offiziersgehältern.

Wir Sozialdemokraten, und ich meine, mit uns alle verant­
wortungsbewußten Menschen, sind für drastische Kürzungen 
der Rüstungs- und Verteidigungsausgaben in beiden Teilen 
Deutschlands wie in der gesamten Welt.

(Vereinzelt Beifall)

Damit werden Mittel für den Wirtschaftsanschub und den So­
zialbereich frei. Es ist schwierig, die Sozialausgaben der DDR 
mit denen in Nordrhein-Westfalen zu vergleichen, da sie in un­
terschiedlichen Haushalten und Positionen auftreten.

Der Sozialetat steht jedenfalls sowohl in der Bundesrepublik 
wie auch in der DDR an der Spitze. Im reinen Sozialressort sind 
die Ausgaben von Nordrhein-Westfalen, das zur Zeit 625 000 Ar­
beitslose hat, doppelt so hoch wie bei uns.

Aus der Zusammenstellung unseres Finanzministers geht je­
doch hervor, daß außer den 7 Mrd. für Renten-, Arbeitslosenver­
sicherung, Vorruhestandsgeld und Starthilfen für Einrichtun­
gen zur beruflichen Umschulung u. a. in anderen Ressorts unse­
res Haushalts noch mehr als 6 Mrd. hinzukommen, z. B. das Kin­
dergeld, andere soziale Unterstützungen für Rentner, Mütter, 
für geschädigte Kinder und Jugendliche.

Der Sozialetat wurde voll bestätigt. Damit können bis Jahres­
ende nach vorsichtigen Schätzungen des Ministeriums bis zu 1,3 
Mio Kurzarbeiter und Arbeitslose finanziert werden. Das Mini­
sterium für Arbeit und Soziales hat hierbei gute Arbeit geleistet - 
und das, obwohl es mit 200 Mitarbeitern das zahlenmäßig 
schwächste ist.

Der aufgeblähte Staatsapparat ist ja ein Relikt der Vergangen­
heit. Allein 6 000 Mitarbeiter hat das Wirtschaftsministerium 
übernehmen müssen. Nach Prinzipien der Marktwirtschaft und 
westlichen Maßstäben würden 400 Mitarbeiter reichen. Wo die 
Minister den Personalbestand noch nicht rigoros auf das erfor­
derliche Minimum beschränkt haben, haben sie vom Haushalts­
ausschuß Auflagen erhalten.

Wesentliches Kriterium für die Einschätzung unseres Haus­
haltes sind sein Umfang und Inhalt auf den Gebieten der Wirt­
schaftsförderung, des Ausbaus der Infrastruktur, der Förderung 
von Landwirtschaft, Städtebau und des Umweltschutzes. Hier 
zeigt sich, daß die Decke sehr kurz ist. Schon jetzt wird deutlich, 
daß die engen finanziellen Rahmenbedingungen, die im ersten 
Staatsvertrag gesetzt worden sind, trotz 25 Mrd. Finanzüberwei­
sung aus der Bundesrepublik, in der wirtschaftlich schwierigen 
Situation dieses Landes nur schwerlich ausreichen.
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